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Vor den Paneldiskussionen hielt Flavio Valente, 
Senior Advisor von FIAN International einen 
Vortrag zu "Corporate Capture" - Konflikte im 
globalen Ernährungssystem. Er zeichnete die 
zentralen Trends im globalen Ernährungssystem 
nach und veranschaulichte, wie Konzerne ihren 
Einfluss auf Regierungen und UN-Organisationen 
in den letzten Jahren massiv ausweiten konnten.

Artikel zum Thema von Flavio Valente bei Devex: 
https://www.devex.com/news/food-and-nutriti-
on-not-for-sale-87062

Übersicht - Inhalt der Tagung
„Wir haben es satt - Menschenrechte 
ins Ernährungssystem“

„Wir haben es satt: Menschenrechte ins 
Ernährungssystem“: Ein Tag voller Diskussion und 
Information zum Recht auf Nahrung, zu aktuellen 
Konflikten im Ernährungs- und Agrarsystem 
sowie alternativen Handlungsoptionen für ein 
menschenrechtskonformes Ernährungssystem. 
Dazu lud FIAN Österreich mit und als Teil der „Wir 
haben es satt“ Plattform am 16. Februar ins Albert-
Schweitzer-Haus in Wien ein. Auf drei Panels zu 
Agrar-, Handels- und Entwicklungspolitik wurde 
über derzeitige Missstände im Ernährungssystem, 
sowie über Zukunftsvisionen und den Weg 
dorthin debattiert. Bei der abschließenden 
Podiumsdiskussion ging es um aktuelle 
Spannungsfelder im Ernährungssystem zwischen 
Menschenrechten und Konzerninteressen.

Die Tagung war mit über 180 Teilnehmenden 
gut besucht. Das Publikum reichte von 
Studierenden über NGO-Mitarbeiter_innen, 
Umweltorganisationen, Bauern und Bäuerinnen 
bis hin zu Vertreter_innen aus dem EZA-Bereich.

Flavio Valente

https://www.devex.com/news/food-and-nutrition-not-for-sale-87062
https://www.devex.com/news/food-and-nutrition-not-for-sale-87062


Panel Agrarpolitik: 
Wachstumsdogma - Die Grenzen der 
europäischen Agrarpolitik.
Im Rahmen des ersten Panels wurden aktuelle 
Konflikte und Probleme in der Landwirtschaft 
und Agrarpolitik aufgegriffen. Das Wachstums-
dogma der europäischen Agrarpolitik lässt Bau-
ern und Bäuerinnen, die Umwelt, aber auch den 
ländlichen Raum auf der Strecke. Die Überpro-
duktion und daraus resultierenden Exporte von 
Milch, Fleisch und anderen Produkten haben ver-
heerende Auswirkungen auf Menschen in Nord 
und Süd. Statt Wachstum zu propagieren, muss 
kleinflächige und biologische Landwirtschaft 
gefördert werden. Dafür reichen Kaufentschei-
dungen von Konsument_innen alleine nicht aus 
- auf politischer Ebene müssen die Weichen da-
für gestellt werden: Es braucht politische Rah-
menbedingungen, die eine Agrarwende möglich 
machen, darin waren sich die Diskutant_innen 
einig.

Probleme im Agrarsystem - Wo stehen wir?

Ewald Grünzweil, Obmann der IG-Milch, be-
tonte, dass die Überproduktion von Milch in vie-
lerlei Hinsicht ein großes Problem darstelle. Die 
Intensivierung der Produktion durch Bauern und 
Bäuerinnen sei jedoch ebenfalls problematisch. 
Grünzweil kritisierte die systematische Bera-
tung und Bildung der Landwirtschaftskammern 
in Richtung einer Intensivierung, die die Zukunft 
in einer Exportsteigerung sehen. Die treibende 
Vorstellung dahinter ist, dass der stärkste und 
größte Bauernhof überlebt und die kleinen Höfe 
weichen müssen. 

Dieser Kurs führe zu weiter sinkenden Preisen, 
die weit entfernt von einer Kostendeckung, ge-
schweige denn Gewinnerzielung, liegen.

Auch Irmi Salzer, Referentin für Informa-
tions- und Öffentlichkeitsarbeit der ÖBV – Via 
Campesina Austria, kritisierte das Paradigma 
des „Wachsen oder Weichen“. Der gewünschte 
Spagat der sogenannten „nachhaltigen Inten-
sivierung“ - Betriebe ausweiten und gleichzei-
tig die Produktion intensivieren – funktioniere 
nicht. Der heutige Weg sei kontraproduktiv und 
kurzsichtig. Das Höfesterben nimmt rasant zu. 
Daher forderte Irmi Salzer u.a. eine Abkehr von 
flächenbezogenen Förderungen: Ausgleichszah-
lungen in der Landwirtschaft sollten an Arbeits-
plätze gebunden werden. Dies würde positive 
Auswirkungen sowohl in Österreich, als auch in 
anderen Regionen der Welt haben.

Für Gerhard Riess von der Gewerkschaft PRO-
GE ergaben sich zwei Schwerpunkte für die 
Landwirtschaftspolitik: Die Arbeitnehmer_innen-
perspektive mehr zu berücksichtigen und den 
ländlichen Raum insgesamt zu fördern. Gesell-
schaftliche Umverteilung dürfe nicht auf freiwil-
ligen Maßnahmen wie Corporate Social Respon-
sibility (CSR) basieren. Diese könnten zusätzlich 
passieren, aber dürften nicht an Stelle von ge-
setzlichen Regelungen treten.

Panel zur Agrarpolitik



Das Welthaus Diözese Graz-Seckau be-
schäftigt sich mit Projekten der Entwicklungs-
zusammenarbeit (EZA). Die stellvertretende Ge-
schäftsführerin, Sigrun Zwanzger, berichtete, 
dass sie von Partner_innen im Globalen Süden 
aufgefordert werden, sich mehr zu europäischer 
Politik zu engagieren. Es reiche nicht, Projekte in 
anderen Ländern zu unterstützen - europäische 
Politiken müssen verändert werden.  Einerseits 
wird Futtermittel aus Lateinamerika importiert, 
was Vertreibungen und Hunger zur Folge hat.
Überschussproduktion an Milch und Fleisch wird 
dann oft auch z.B. nach Westafrika exportiert. 
Dort können die lokalen Produzent_innen mit 
den Preisen nicht mehr mithalten und werden 
aufgrund des billigen Angebots in den Ruin ge-
trieben.

Sebastian Theissing, Landwirtschaftsspre-
cher bei Greenpeace, kritisierte die derzeitige 
Landwirtschaftspolitik aus einer Umweltperspek-
tive. Exportorientierung, durch welche Bauern 
und Bäuerinnen zum Modell der industriellen 
Landwirtschaft getrieben werden, sei auch aus 
ökologischen Gründen abzulehnen. Industrielle 
Landwirtschaft bedeutet hohen Input an Pesti-
ziden oder Antibiotika in der Fleischproduktion, 
die umwelt- und gesundheitsschädlich sind. Die 
gemeinsame europäische Agrarpolitik (GAP) sei 
daher kritisch zu betrachten, denn sie bevorzu-
ge das industrielle gegenüber dem agrarökologi-
schen Modell.

Agrarwende – Wie kann diese erreicht 
werden?

Für Ewald Grünzweil braucht es eine Mengen-
steuerung für Milchproduktion. Die Quotenre-
gelung der Vergangenheit habe aus seiner Sicht 
nicht funktioniert, da sie zu hoch angesetzt war. 
Es brauche eine an den Markt angepasste Pro-
duktion, mit der keine Überschüsse produziert 
werden. Darüber hinaus wäre eine Förderung 
für den Umstieg auf biologische Produktion wün-
schenswert.

Auch Irmi Salzer forderte, Mengenregulierun-
gen einzuführen. Agrarökonom_innen wissen, 
dass der Landwirtschaftssektor reguliert werden 
müsse. Die Abhängigkeit von Förderungen müs-
se reduziert werden, damit ein selbstbestimmtes 
Leben möglich sei.

Sigrun Zwanzger plädierte für einen Systemwan-
del in allen Bereichen: Beim Konsum, im Handel, 
in der Produktion und in der Politik. Die Politik 
müsse ihre Förderungsvergaben ändern. Fleisch 
brauche es zum Beispiel weniger, dafür in besse-
rer Qualität und zu fairen Preisen.

Gerhard Riess prangerte an, dass  Österreich  die 
Konvention für Arbeiter_innen in der Landwirt-
schaft nicht unterzeichnet hat. Auf Schlachthö-
fen arbeiten viele auf Werkvertragsbasis für 3,50 
Euro die Stunde. Werden Arbeitnehmer_innen 
und Erntehelfer_innen nicht richtig bezahlt, soll-
ten Agrarförderungen für den Betrieb ausgesetzt 
werden.

Laut Sebastian Theissing ist eine rasche Ökolo-
gisierung notwendig. Als Sofortmaßnahme seien 
alle für Bienen schädliche Pestizide zu verbieten. 
Langfristig brauche es jedoch eine komplette 
Abkehr von Insektenvernichtungsmitteln. Auch 
müsse mehr in innovative, ökologische Agrarfor-
schung investiert werden. Er forderte zudem ein 
eigenständiges Umweltministerium.

Gerhard Riess und Sebastian Theissing



Beim zweiten Panel stand die Handelspolitik im 
Fokus. Handelspolitik muss an den Menschen-
rechten ausgerichtet sein. Unter Vorwand der 
Wettbewerbsfähigkeit wird sie jedoch von Kon-
zerninteressen dominiert - Menschenrechte und 
Umweltstandards fallen dabei unter den Tisch. 
Handelsabkommen wie TTIP und CETA dienen 
dazu Profitinteressen von transnationalen Kon-
zernen zu verbriefen - „das müssen wir als Ge-
sellschaft satt haben!“, lautet es von den Dis-
kutant_innen am Panel. Als Vision zeichneten sie 
eine Handelspolitik, welche die Interessen von 
Menschen anstatt die der Konzerne in den Mittel-
punkt stellt. Um das zu erreichen, braucht es al-
lerdings gesetzliche Regulierungen, so der Tenor 
am Podium.

Probleme – Auf welchem Dampfer fahren 
wir?

Franziskus Forster, Mitglied von AgrarAttac, 
machte darauf aufmerksam, dass Corporate 
Capture auch in der Handelspolitik zunehme. Seit 
den 1980ern finde eine Neoliberalisierung des 
Handelsrechts statt. Das Hauptargument dafür 
sei Wettbewerbsfähigkeit. Mit Handelsabkommen 
wie TTIP,  Economic Partnership Agreements 
(EPAs - Wirtschaftspartnerschaftsabkommen) 
sowie Mercosur seien jedoch Menschenrechte, 
Arbeitsrechte und Umweltstandards in Gefahr.

Heidi Porstner, TTIP - Sprecherin von                            
GLOBAL2000, bemängelte, dass es immer we-
niger Möglichkeiten gäbe, zu wissen, was in den 
Abkommen verhandelt wird und welche Konse-
quenzen sie haben werden. TTIP werde noch 

schwerwiegende Auswirkungen haben. Umwelt-
standards würden sicherlich sinken, auch wenn 
die EU-Kommission das nicht eingestehen will.

Konrad Rehling, Projektleiter „Make Fruit 
Fair!“ von Südwind, sprach die Probleme im 
Einzelhandel und den Lieferketten an. Auch hier 
dominieren einige wenige Akteur_innen den 
Markt. Dank einer großen Marktmacht können 
sie über die Preise der Produzent_innen und Zu-
liefer_innen im Globalen Süden entscheiden und 
gleichzeitig die politischen Rahmenbedingungen 
mitbestimmen. Preise für Bananen haben sich in 
den Anbauländern verringert – die Kosten sind 
indes gestiegen. Bauern und Bäuerinnen erhal-
ten weniger, während Konzerne Handelsspannen 
zwischen 35 und 40 Prozent erzielen.

Elisabeth Mondejar, Marketing- und Ver-
kaufsmanagerin von Alter Trade Corporation 
– Mascobado Sugar, arbeitet seit 27 Jahren 
mit Kleinbauern und -bäuerinnen in den Philippi-
nen zusammen. Auf der Insel Negros, dem Sitz 
der Organisation, wird 60 Prozent des Zuckers 
des Landes produziert. Auch im Fairtrade Markt 
ist der Preisdruck hoch. Dennoch können Pro-
duzent_innen durch Fairtrade mehr Einkommen 
erzielen und ihre Produkte am internationalen 
Markt platzieren. Durch Freihandelsabkommen 
könnte Zucker aus anderen Ländern auf den 
philippinischen Markt drängen, was verheerende 
Auswirkungen für die Bevölkerung hätte.

Panel Handelspolitik: 
„Lebensmittelketten“ auf dem 
falschen Dampfer.

Panel zur Handelspolitik

https://www.ttip-stoppen.at/


Ludwig Rumetshofer, Geschäftsleiter ÖBV – 
Via Campesina Austria, betonte, dass Bauern 
und Bäuerinnen den Handel nicht satt haben – 
er ist fundamentaler Bestandteil, um Einkommen 
zu erwirtschaften. Die Frage ist vielmehr, wie 
Handel organisiert werde. Das Problem sei, dass 
sich alles immer am Weltmarkt orientiert. Es wird 
versprochen, dass globaler Handel allen zu Gute 
komme. Damit gehe das Märchen einher, dass 
wir an der Supermarktkasse entscheiden – die 
sogenannte Konsument_innendemokratie. Doch 
was überhaupt im Supermarkt ankommt, ist be-
reits vorgegeben. Gesellschaftliche Verantwor-
tung werde auf Konsument_innen abgeschoben. 
Ein weiteres Problem ist die Machtkonzentration 
im Handel, sowie das internationale Handels-
recht, das mit Abkommen wie TiSA, TTIP, CETA 
und EPAs dazu dient, Profitinteressen von Kon-
zernen zu verbriefen und sie so zu Recht werden 
zu lassen. Diese Entwicklung sollten wir nicht nur 
als Bauern und Bäuerinnen, sondern als Gesell-
schaft satt haben, rief Rumetshofer das Publi-
kum auf.

Visionen und Strategien für eine 
gerechtere Handelspolitik:

Franziskus Forster betonte, dass es bereits Stra-
tegien gebe, Ernährungssouveränität umzu-
setzen und die herrschenden Produktions- und 
Konsummuster aufzubrechen. Ganz vorne dabei 
seien die Nyéléni Foren.

Für Heidi Porstner war es wichtig deutlich zu ma-
chen, dass Umweltschutz kein Luxus und Land-
wirtschaft kein altmodisches Thema sein darf. 
Ihre Zukunftsvisionen sind, dass die EU Kommis-

sion chemisch synthetische Pflanzenschutzmit-
tel verbietet und, dass Welthandelsabkommen 
Menschenrechte sowie Umweltrechte inkludie-
ren und demokratischer gestaltet sind.

In Konrad Rehlings Vision gibt es kein Fairtra-
de-Label mehr, sondern Fairtrade hat sich als 
Standard etabliert. Wie soll das gehen? Dafür 
brauche es gesetzliche Regulierungen! Es darf 
nicht nur Konsument_innen überlassen werden 
an der Supermarktkasse zu entscheiden, die Po-
litik müsse gefordert werden. Zudem hält er es 
für wichtig, gemeinsam an positiven Zukunftsvi-
sionen zu spinnen, wie zum Beispiel in der Bau-
ernPost oder dem Alternativen Handelsmandat, 
um zum Umdenken zu bewegen.

Elisabeth Mondejars Vision ist, dass Lebensmit-
telproduzent_innen ihr Lebensmittel- und Agrar-
system selbst definieren können und sie unab-
hängiger von äußeren Einflüssen werden.

In Ludwig Rumetshofers Vision steht Ernährungs-
souveränität im Zentrum, sprich die Bedürfnisse 
der Bevölkerung sind entscheidend und nicht die 
Wünsche der Konzerne. Die Marktkonzentration 
muss durchbrochen werden – etwa durch alter-
native Verteilungssysteme wie Community Sup-
ported Agriculture (auch solidarische Landwirt-
schaft genannt) und Foodcoops. Dies sollte auch 
in einem größeren Rahmen geschehen, zum Bei-
spiel in Form von selbstverwalteten Supermärk-
ten. Das würde dem Interesse dienen, gesunde 
und leistbare Nahrungsmittel anzubieten, von 
denen Bauern und Bäuerinnen leben könnten. 
Gleichzeitig müssen Marktregulierungen wieder 
eingeführt werden. Die Strategie, um dorthin 
zu gelangen, muss alle Ebenen einschließen: 
Widerstand leisten, bestehende Politiken trans-
formieren und gleichzeitig neue Alternativen 
aufbauen. Dafür ist auch internationale 

Brigitte Reisenberger, FIAN Österreich, präsentiert die 
BauernPost.

http://www.ern%C3%A4hrungssouver%C3%A4nit%C3%A4t.at/
https://wirhabenessattaustria.wordpress.com/bauernpost/
https://wirhabenessattaustria.wordpress.com/bauernpost/
http://www.attac.de/atm
http://www.solidarische-landwirtschaft.org/de/startseite/
http://www.solidarische-landwirtschaft.org/de/startseite/
http://foodcoops.at/


Panel Entwicklungspolitik:  
Gefährliche Allianzen – Agrar- und Nahrungs-
mittelkonzerne als Entwicklungshelfer?

Auch in der Entwicklungszusammenarbeit (EZA) 
nimmt die Rolle des Privatsektors zu. Es wird von 
Multistakeholderdialogen gesprochen – von Dia-
logen könne aber nicht die Rede sein, so die Mei-
nung am Podium. In vielen Gremien werden we-
der Bauern und Bäuerinnen, noch andere Teile 
der Zivilgesellschaft konsultiert. Der Menschen-
rechtsansatz müsse stärker in der EZA verankert 
werden, außerdem müssen Beschwerdemecha-
nismen für Betroffene von Menschenrechtsver-
letzungen geschaffen werden. Daher betonten 
die Diskutant_innen wie wichtig ein verbindliches 
Abkommen zu Menschenrechten und transnatio-
nalen Unternehmen sei, das die Staaten in ihre 
Pflicht nimmt.

Welche Probleme bringen die „neuen Ent-
wicklungshelfer“ mit sich?

Maureen Jorand, CCFD-Terre Solidaire, be-
richtete, dass die Ernährungskrise 2008 ein in-
ternationales Momentum war, um mehr Investi-
tionen in den Agrarsektor im Globalen Süden zu 
fordern. 2012 wurde von der G8 die Neue Allianz 
für Ernährungssicherung ins Leben gerufen. Der 
Privatsektor ist mit 200 Firmen, von nationalen 
Unternehmen bis hin zu  transnationalen Kon-
zernen, vertreten. Das Budget beläuft sich auf 
9 Milliarden Euro - die eine Hälfte wird von G8 
Staaten beigetragen, die andere Hälfte von Pri-
vaten Unternehmen. Die beteiligten Firmen kom-
men vor allem aus zwei Sektoren: Saatgut- und 
Düngemittelproduktion. Die Neue Allianz arbeitet 
jedoch nicht mit Bauern- und Bäuerinnenorgani-

sationen oder zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen zusammen. 

Sophie Veßel, Entwicklungspolitische Referen-
tin der AG Globale Verantwortung, sagte, 
es sei bereits Realität, dass die Bedeutung des 
Privatsektors in der EZA zunehme. So gehe die 
Österreichische Entwicklungszusammenarbeit 
bereits Wirtschaftspartnerschaften ein, zum Bei-
spiel mit Unternehmen wie Hofer oder Agrana. 
Auch mit Geldern der Österreichischen Entwick-
lungsbank werden solche Partnerschaften ge-
fördert. Die Hoffnung ist groß, dass auf diesem 
Wege viel Geld für die EZA von privaten Investo-
ren kommt, da die öffentlichen Ausgaben gering 
sind. Es gibt auch Kooperationen von NGOs und 
Unternehmen, die ohne öffentliche Gelder ablau-
fen. Bei allen Kooperationen muss man sich ge-
nau ansehen, welchen Effekt diese wirklich auf 
die Armutsreduktion haben.

Flavio Valente betonte, es werde fälschlicher-
weise davon ausgegangen, dass alle Akteure  
auf derselben Ebene seien, ohne das Machtge-
fälle zu berücksichtigen. Es gibt die Pflichtenträ-
ger (Staaten), die Menschenrechtsinhaber_innen 
(Menschen) und Dritte (beispielsweise Unterneh-
men). Land Grabbing sei ein typisches Beispiel 
für einen klaren Fall von Menschenrechtsverlet-
zung. Große Konzerne begehen kontinuierlich 
Menschenrechtsverstöße. Menschenrechtsinha-

Panel zur Entwicklungspolitik
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ber_innen sitzen in vielen Gremien nicht mit am 
Tisch, Konzerne jedoch schon.

Visionen und Strategien - 
Was ist jetzt zu tun?

Für Flavio Valente sind von der Zivilgesellschaft 
geforderte Menschenrechtsmechanismen wich-
tige und konkrete Schritte. So etwa ein ver-
bindliches Abkommen zu Menschenrechten und 
transnationalen Unternehmen, zu dem es eine 
Arbeitsgruppe des Menschenrechtsrats gibt. Die  
EU und USA stellen sich jedoch dagegen. Allian-
zen müssen sich daher zusammenschließen. 
Ein gutes Beispiel für einen solchen 
Zusammenschluss sei die Karawane der Global 
Convergence of Land and Water Struggles – 
West Africa, in der Bauern und Bäuerinnen, 
Fischer_innen und Städter_innen sowie viele 
weitere Unterstützer_innen von Ouagadougou 
nach Dakar zogen, um sich für die Rechte von 
Kleinbauern und -bäuerinnen, den Zugang zu 
Land, Wasser und Saatgut einzusetzen.

Sophie Veßel betonte, dass von der öffentli-
chen Politik eingefordert werden müsse, den 
Menschenrechtsansatz stärker in der EZA zu 
verankern. Es brauche Transparenz und Re-
chenschaftspflicht, sprich es muss rechtliche Be-
schwerdemechanismen geben. Außerdem müs-
sen die Menschen, für die EZA Projekte gemacht 
werden, Mitspracherecht haben. Zudem darf 
sich nicht nur auf die EZA im Einzeln fokussiert 
werden, sondern andere Politikbereiche müssen 
ebenso unter dem Aspekt der Menschenrechte 
betrachtet werden. Besonders wichtig ist da ein 
verbindliches Abkommen zur Regulierung von 
Konzernen.

Auch Maureen Jorand betonte, dass freiwillige 
Leitlinien keine Lösung sind, sondern es binden-
de Regulierungen – wie das Abkommen zu Men-
schenrechten und transnationalen Unternehmen 
oder die Erklärung für die Rechte von Kleinbau-
ern und –bäuerinnen – braucht.

Sophie Veßel

Maureen Jorand

www.caravaneterreeau.info
www.caravaneterreeau.info
www.caravaneterreeau.info
http://fian.at/de/themen/kleinbauenrechte/
http://fian.at/de/themen/kleinbauenrechte/


Zusammenfassung der Podiumsdiskussion: 
Spannungsfelder im Ernährungssystem -  
Menschenrechte und Konzerninteressen.

In der abschließenden Podiumsdiskussion gingen 
die Diskutant_innen der Rolle von Konzerninter-
essen in Bezug auf Menschenrechte und ihrem 
Einfluss auf die Ernährungssituation weltweit 
nach. Inwiefern können Interessen von Konzer-
nen und Produzent_innen zusammenkommen 
und kann mit Agrarunternehmen kooperiert wer-
den, um das Recht auf Nahrung umzusetzen?
 
Durch die Lobbyarbeit der Lebensmittelindustrie 
für TTIP kommt es laut Irmi Salzer zu Bemü-
hungen, Lebensmittel- und Tierschutzstandards 
zu senken. Dabei gibt es Allianzen zwischen der 
landwirtschaftlichen Dachorganisation der Euro-
päischen Union und der Lebensmittelindustrie. 
Auch der Bauernbund und die Landwirtschafts-
kammer stützen diese Interessen. 

Julianna Fehlinger beobachtet eine Machtver-
schiebung in der Lebensmittelindustrie hin zur 
vor- und nachgelagerten Industrie (Pestizide, 
Düngemittel, Saatgut, Futtermittel etc.). Dies 
dränge Bauern und Bäuerinnen in die Abhän-
gigkeit. Auch die Rolle der Supermärkte nehme 
zu. So werden die Preise in Österreich von drei 
Einzelhandelsketten (Spar, Rewe, Hofer) kontrol-
liert.  

Für die Einhaltung der Menschenrechte brauche, 
so Flavio Valente, der UN-Menschenrechtsrat 
eine klare Rolle. Gesellschaftliche Interessen 
müssen immer über Privaten stehen. 

Maureen Jorand hob hervor, dass bei Kontrolle 
im Ernährungssystem nicht nur von Agrarkon-
zernen gesprochen werden kann – Monsanto 
etwa produziert nicht nur Saatgut und Pestizide, 
sondern verkauft auch Versicherungen und ist 
auf verschiedenen Ebenen des Ernährungssys-
tems aktiv. Eine Allianzenbildung ist nötig – der  
zunehmende Einfluss des Privatsektors muss in 
verschiedenen Bereichen in Frage gestellt wer-
den.

Für Bernhard Weber, ICEP – Institut zur 
Kooperation bei Entwicklungsprojekten, 
sind “Unternehmen nicht das Böse aber auch 
nicht das Heil”. ICEP arbeitet mit der Überzeu-
gung, dass Unternehmen Entwicklung voran-
treiben. Die Herausforderung sei, Bauern und 
Bäuerinnen zu unterstützen, sodass sie konkur-
renzfähig werden. Kleinbauern und -bäuerinnen 
in globale Wirtschaftssysteme einzubeziehen sei 
die derzeitige Herausforderung.

Corporate Social Responsibility (CSR) Richtlini-
en sieht er dabei als wichtige Instrumente von 
Firmen, freiwillig mehr als einen gesetzlichen 
Mindeststandard zu leisten. Hier herrschte Unei-
nigkeit zwischen den Podiumsteilnehmer_innen. 
Viele Diskutant_innen stehen CSR Maßnahmen 
skeptisch gegenüber. Sie sehen darin ein Green-
washing von Konzernen, um sich der Diskussion 
über rechtlichbindende Standards zu entziehen.

 

Diskutant_innen am Podium


